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Volksinitiative «F r ein gesundes Klima
(Gletscher-Initiative)>» und direkter
Gegenentwurf (BRG 21.055)

Klimapolitik

L'initiative populaire «Pour une Suisse sans émissions de CO2», dite Initiative sur les
glaciers , a été lancée par |'Association suisse pour la protection du climat. Fondée en
aolt 2018, elle brandissait la menace d'une initiative pour faire pression sur le
Parlement lors des délibérations sur la mise en ceuvre de I'Accord de Paris. Face a
|'échec de la loi CO2, elle a décidé d'agir. L'initiative vise I'interdiction des énergies
fossiles a partir de 2050. Toutefois, il y aurait des exceptions pour les pratiques n'ayant
pas de substitution technique, pour autant que des puits retirent la quantité
correspondante de CO2 de l'atmospheére. La gauche, les mouvements des jeunes en
gréve pour le climat, Stefan Engler (pdc, GR) et Ruedi Noser (plr, ZH) ont déja exprimé
leur soutien. Les initiants ont jusqu'au 30 octobre 2020 pour récolter les signatures. '

Die am 27. November 2019 eingereichte eidgendssische Volksinitiative «F r ein
gesundes Klima (Gletscher-Initiative)» ist formell zustande gekommen. Die
Bundeskanzlei hat die Unterschriften geprift und festgestellt, dass von insgesamt
113'824 eingereichten Unterschriften 113'125 gultig sind.

Mit der Gletscher-Initiative sollen die Zielsetzungen des Pariser Ubereinkommens in der
Verfassung verankert und die Treibhausgasemissionen der Schweiz bis 2050 auf null
gesenkt werden. Ab dann durften in der Schweiz keine fossilen Brenn- und Treibstoffe
mehr in Verkehr gebracht werden, so der Initiativtext. Vom Menschen verursachte
Treibhausgasemissionen mussten ab dann durch CO2-Senken ausgeglichen werden.
Eine Senke ist ein natlrliches Reservoir, welches zwischenzeitlich mehr CO2 aufnimmt
und speichert, als es abgibt. Zu den Senken zéhlen beispielsweise Okosysteme wie etwa
Walder oder Moore.

Dem Initiativkomitee gehéren zahlreiche Politiker verschiedener Parteien,
Wissenschaftlerinnen, Wirtschaftsvertreterinnen, Umweltschutzorganisationen und
zahlreiche weitere Personen und Institutionen an. ?

Am 2. September 2020 eroffnete der Bundesrat die Vernehmlassung des direkten
Gegenentwurfs zur «Gletscher-Initiative>». Der direkte Gegenentwurf des Bundesrates
verfolgt wie die Initiative das Ziel, die Treibhausgasemissionen der Schweiz bis 2050 auf
netto Null zu reduzieren. Allerdings will der Bundesrat dabei die nationalen Akteure im
Bereich Sicherheit (bspw. Armee, Polizei, Sanitadt) und die besondere Situation der
Berg- und Randgebiete, respektive deren schwachere Anbindung an den &ffentlichen
Verkehr, starker bertcksichtigen. Aus diesen Grinden will der Bundesrat im Gegensatz
zur Initiative kein grundsatzliches Verbot fossiler Energietréager ab 2050. Auch will er
offen lassen, ob die ab 2050 verbleibenden Treibhausgasemissionen mit Senken (bspw.
Waélder) im Inland oder im Ausland ausgeglichen werden sollen. Die Vernehmlassung
dauert bis am 2. Dezember 2020. °

Im August 2021 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur
«Gletscher-Initiative» sowie zum direkten Gegenentwurf. Er empfahl dem Parlament,
die Initiative abzulehnen und dafir den Gegenentwurf anzunehmen. Letzterer verfolgt
dasselbe Ziel wie die Initiative, namlich die Schweiz bis 2050 klimaneutral
auszugestalten. Im Gegensatz zur Initiative enthéalt er jedoch kein absolutes Verbot des
Einsatzes von fossilen Energietragern ab dem Jahr 2050, sondern eine «Pflicht zur
Verminderung des Verbrauchs dieser Energietrager». So soll es gewissen Institutionen,
wie etwa der Polizei oder Rettungsdiensten, zur Sicherheit des Landes weiterhin
moglich sein, bei Bedarf auf fossile Treibstoffe zurlickzugreifen. Mit dem Gegenentwurf
werde auch der besonderen Situation der Berg- und Randregionen Rechnung getragen,
da diese oft nur unzureichend durch den o&ffentlichen Verkehr erschlossen seien.
Schliesslich lasst der Gegenentwurf auch offen, ob die ab 2050 noch anfallenden
Emissionen ausschliesslich im Inland oder doch auch teilweise im Ausland durch
Treibhausgassenken ausgeglichen werden kénnen. Dies sei gemass Botschaft wichtig,
weil nicht vorhergesehen werden kénne, wie gross das Potential fir die Speicherung
von CO2 (beispielsweise durch Walder und Moore) in der Schweiz sein werde. *
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DATUM: 02.03.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

In der Frihjahressession 2022 diskutierte der Nationalrat wéhrend mehreren Sitzungen
ausflhrlich Uber die «Gletscher-Initiative» sowie Uber den dazugehorigen direkten
Gegenentwurf des Bundesrates. Der indirekte Gegenvorschlag zur Initiative war
eigentlich noch nicht Gegenstand der Beratungen, es wurde aber bereits deutlich, dass
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier grosse Hoffnungen in ihn setzten.
Diese Hoffnungen umschrieb etwa Mitte-Nationalréatin Priska Wismer-Felder (mitte, LU)
exemplarisch: Ihre Fraktion erachtete den indirekten Gegenvorschlag als den richtigen
Weg, zumal er neben den Zielen auch die dafliir nétigen Massnahmen enthalte und
schneller wirke als eine Verfassungsanderung. Auch auf das an der Urne abgelehnte
CO2-Gesetz sowie auf den Krieg in der Ukraine wurde in der Debatte mehrmals Bezug
genommen: Wahrend beispielsweise Philipp Kutter (mitte, ZH) betonte, dass das
Parlament aufgrund der Befindlichkeit der Stimmbevdlkerung bei dieser Vorlage nun
insbesondere Rucksicht auf die sozialvertragliche Ausgestaltung der Klimapolitik
nehmen miusse, argumentierte Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) im Hinblick auf
den Ukraine-Krieg, dass ein Verzicht auf Erdgas und -6l nicht nur dem Klimaschutz
diene, sondern auch die energiepolitische Souveréanitéat sichere und die Abhangigkeit
von autoritéren Staaten verringere. Des Weiteren wurde aus den Voten der Fraktionen
und aus der anschliessenden freien Debatte deutlich, dass die meisten
Parlamentarierinnen und Parlamentarier die Ansicht vertraten, dass der Klimaschutz
vorangebracht werden musse. Auch die SVP-Fraktion biete Hand zu Lésungen fur die
Klimapolitik, die ein «vorteilhaftels] Kosten-Nutzen-Verhaltnis» aufwiesen, wie
Christian Imark (svp, SO) ausfiihrte. Die SVP-Fraktion sei jedoch nicht bereit, fossile
Energietréger zu verbieten, ohne zu wissen, wie und wann diese ersetzt werden kénnen,
erganzte Pierre-André Page (svp, FR).

Die Kommission hatte sich im Vorfeld der Session mehrheitlich dafir ausgesprochen,
die Initiative abzulehnen und stattdessen dem direkten Gegenentwurf zuzustimmen. Es
lagen jedoch zwei Minderheitsantréage vor: Der Antrag der Minderheit Nordmann (sp,
VD) forderte, sowohl die Initiative als auch den direkten Gegenentwurf anzunehmen
und den Gegenentwurf in der Stichfrage vorzuziehen; der Antrag der Minderheit Egger
(gp. TG) wollte die Initiative annehmen und gar nicht erst auf den direkten
Gegenentwurf eintreten. Beide Antrage wurden jedoch vom Nationalrat verworfen:
Zuerst sprach sich dieser mit 108 zu 70 Stimmen (bei 14 Enthaltungen) fir Eintreten auf
den direkten Gegenentwurf aus, wobei sich die Fraktionen der Grinen und der SVP
geschlossen gegen Eintreten aussprachen (respektive der Stimme enthielten). In der
Folge scheiterte auch der Minderheitsantrag Nordmann mit 89 zu 99 Stimmen (bei 4
Enthaltungen). Nebst den geschlossen stimmenden SP-, GLP- und Grlinen-Fraktionen
hatten sich auch einige Mitglieder der Mitte-Fraktion fir eine doppelte Ja-Empfehlung
ausgesprochen. Damit empfahl die grosse Kammer den Stimmblrgerinnen und
Stimmblrgern die Volksinitiative zur Ablehnung.

Am direkten Gegenentwurf wurden sodann noch einige wenige Anderungen
vorgenommen: Eine Mehrheit hiess einen Antrag Pult (sp, GR), geméss welchem die
Klimapolitik die Rand- und Bergregionen aufgrund ihrer besonderen Situation
unterstitzen soll, gut. Ebenfalls mehrheitlich unterstitzt wurde ein Antrag Romano
(mitte, TI) betreffend den Absenkpfad der Treibhausgasemissionen: So misse das
zukinftige Gesetz in Umsetzung der Verfassung «Zwischenziele [benennen], die zu
einer Uber die Zeit gleichméassigen Reduktion der Treibhausgasemissionen fihren, und
[...] die zur Erreichung der Zwischenziele erforderlichen Instrumente [regeln]».
Abgelehnt wurden hingegen zwei Antrage Nordmann und Klopfenstein Broggini:
Wahrend der Antrag Nordmann ein Programm fiir den raschen Austausch von Gas-, Ol-
und Elektrowiderstandsheizungen gefordert hatte, verlangte der Antrag Klopfenstein
Broggini, dass die Schweiz das Ziel von netto Null Treibhausgasemissionen bereits im
Jahr 2040, spatestens aber im Jahr 2050 erreicht. Die Mehrheit des Rates blieb aber
beim Zeithorizont von 2050.

In der Gesamtabstimmung wurde der direkte Gegenwurf mit 104 zu 67 Stimmen bei 21
Enthaltungen angenommen. Wie bereits bei der Eintretensabstimmung stimmten nebst
der Mehrheit der SVP-Fraktion auch die Griinen geschlossen gegen den Entwurf, da sie
die Volksinitiative bevorzugten. Die vielen Enthaltungen stammten von zahlreichen SVP-
Mitgliedern sowie von einzelnen Exponentinnen und Exponenten der Mitte-, der
FDP.Liberalen und der SP-Fraktionen. ®
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BERNADETTE FLUCKIGER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.12.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.03.2023
KAREL ZIEHLI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Der Standerat stimmte in der Sommersession 2022 der von der UREK-SR beantragten
Fristverl ngerung zur Behandlung der Gletscher-Initiative bis zum August 2023 zu,
nachdem dies der Nationalrat im Marz 2022 ebenfalls bereits beschlossen hatte. Die
beiden Kammern bevorzugten es, erst Uber die Initiative und den direkten
Gegenvorschlag zu entscheiden, wenn der indirekte Gegenentwurf vorliegt. ¢

Nachdem der indirekte Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative in der Herbstsession
2022 hatte bereinigt werden kénnen, widmete sich der St nderat in der Wintersession
2022 wieder der Volksinitiative und dem direkten Gegenentwurf des Bundesrats. UREK-
SR-Sprecherin Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) legte die Ausgangslage der Initiative
dar: Gegen den indirekten Gegenvorschlag zur Initiative sei das Referendum ergriffen
worden, wahrscheinlich werde im Jahr 2023 dartber abgestimmt werden. Deshalb sei
die Volksinitiative bedingt zurickgezogen worden. Gleichzeitig liege nun aber ein
direkter Gegenentwurf zur Initiative vor, auf den der Nationalrat - damals noch in
Unkenntnis, ob und wie ein indirekter Gegenvorschlag ausgestaltet werden wirde -
eingetreten sei. In Ubereinstimmung mit den Antragen der vorberatenden UREK-SR
beschloss die kleine Kammer in der Folge stillschweigend, die Volksinitiative zur
Ablehnung zu empfehlen und nicht auf den direkten Gegenentwurf einzutreten. ’

Le Conseil national était invité a s'exprimer sur différents aspects de l'initiative sur les
glaciers. D'une part, et cela n'a été combattu par personne, il s'agissait de rejeter
|'entrée en matiére du contre-projet direct du Conseil fédéral, le contre-projet
indirect élaboré par le Parlement ayant été entériné. Une divergence résidait
néanmoins avec le Conseil des Etats, la chambre basse ayant, au tout début du
processus parlementaire, accepté le contre-projet du Conseil fédéral, alors que le
projet du Parlement n'était pas encore sur la table. Cette non-entrée en matiere a été
acceptée a l'unanimité.

D'autre part, le Conseil national devait faire une recommandation de vote sur l'initiative
sur les glaciers elle-méme. Celle-ci a été retirée sous condition par les initiant.e.s : a
savoir, que le contre-projet indirect du Parlement - attaqué par un référendum de
I'UDC - soit accepté dans les urnes le 18 juin 2023. Dans le cas ou ce dernier serait
refusé, la population serait vraisemblablement amenée a voter sur l'initiative. Dans ce
cas, une minorité de la CEATE-CN a plaidé pour que le Parlement recommande a la
population de voter oui. Cette proposition de la minorité, représentée par Kurt Egger
(verts, TG), estime que l'initiative constituerait une étape nécessaire pour respecter
|'Accord de Paris en cas de refus du contre-projet indirect. La propositiona t rejet e
par 107 voix contre 87, les voix cumulées des vert.e.s, des socialistes, des vert'libéraux
et des évangéliques n'ayant pas suffi a faire pencher la balance. Ainsi, pour résumer
cette situation alambiquée, le Conseil national se positionne pour une acceptation du
contre-projet élaboré par le Parlement et soumis aux urnes en juin 2023 et contre
I'initiative populaire et le contre-projet direct du Conseil fédéral.

Au vote final, les deux chambres ont confirmé leur position et proposent de rejeter
I'initiative sur les glaciers si elle venait a étre soumise au corps électoral. Une fois
encore, les voix des socialistes, des vert.e.s, des vert'libéraux et des évangéliques n'ont
pas suffi face au bloc bourgeois constitué des membres du Centre, de I'UDC et du PLR.
Le Conseil national recommande par 109 voix contre 87 et le Conseil des Etats par 31
voix contre 11 de rejeter I'initiative. ®

Indirekter Gegenvorschlag zur Gletscher-
Initiative. Netto null Treibhausgasemissionen
bis 2050 (Pa.lv. 21.501)

Klimapolitik

Die UREK-NR entschied sich im Oktober 2021 dazu, der Gletscherinitiative einen
indirekten Gegenvorschlag gegen berzustellen, «damit rasch eine griffige Losung auf
Gesetzesstufe vorliegt». Daflir reichte sie eine parlamentarische Initiative ein, durch
welche die gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden sollen, um den Verbrauch
fossiler Brenn- und Treibstoffe stark zu reduzieren, damit das Netto-Null-Ziel bis 2050
erreicht werden kann, und um einen Absenkpfad fir die Treibhausgasemissionen bis
2050 zu definieren. Die dafir notwendigen Massnahmen sollen sozialvertraglich
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

ausgestaltet werden und die Schweizer Volkswirtschaft starken.

Die UREK-SR befasste sich im November 2021 mit der Initiative und stimmte fur
Folgegeben; dadurch fiel der Startschuss fur die Ausarbeitung einer Vorlage durch die
UREK-NR.?

Im April 2022 prasentierte die UREK-NR ihren indirekten Gegenvorschlag zur
Gletscherinitiative in Form eines neuen Bundesgesetzes Uber die Ziele im Klimaschutz.
Die Kommission verfolgte mit dem indirekten Gegenvorschlag das Ziel, mdglichst rasch
ein Gesetz in Kraft zu setzen um damit netto Null bis 2050 erreichen zu kénnen. Fir die
verschiedenen Sektoren wurden unterschiedliche Dekarbonisierungsziele definiert: Der
Gebaude- und der Verkehrssektor sollen bis 2050 klimaneutral werden; die Industrie
bis zum selben Zeitpunkt 90 Prozent weniger Treibhausgase ausstossen (im Vergleich zu
1990). Fur die Reduktion ist ein Absenkpfad mit Zwischenzielen vorgesehen, so sollen
etwa bis 2040 insgesamt bereits 75 Prozent weniger Emissionen ausgestossen werden.
Mit dem Gesetzesentwurf sollen auch die Finanzflisse von Schweizer Institutionen
klimavertraglich ausgerichtet und die Anpassungsmassnahmen an den Klimawandel
intensiviert werden. Die UREK-NR sah fir diese Ziele verschiedene
Foérderungsinstrumente vor. So sollen etwa neue Technologien fir die Reduktion von
Treibhausgasemissionen wéahrend 6 Jahren mit CHF 1.2 Mrd. unterstitzt werden.
Zudem sah der Entwurf ein Férderprogramm im Umfang von jahrlich CHF 200 Mio. fur
den Ersatz von fossil und elektrisch betriebenen Heizungen sowie fur
Gebéudesanierungen vor. Fur die Umsetzung dieses Forderprogramms sind
Anderungen am EnG vorgesehen. Fir die Umsetzung der (brigen Ziele werde der
Bundesrat allen voran im CO2-Gesetz Massnahmen vorschlagen.

Eine Minderheit der UREK-NR um Michael Graber (svp, VS) lehnte den
Gesetzesvorschlag ab und beantragte Nichteintreten. Sie schéatzte die Ziele und
Massnahmen des vorgesehenen Gesetzes als unverhaltnismassig und finanzpolitisch
untragbar ein. ©

Der Nationalrat diskutierte in der Sommersession 2022 ausfihrlich Gber den indirekten
Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative: In zwei Sitzungen und in insgesamt Uber 130
Wortmeldungen tauschten sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier Uber die
zukinftige Klimapolitik aus.

Die Sprechenden der Kommission, Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) und Roger
Nordmann (sp, VD), présentierten die Vorlage: Diese stelle ein Rahmengesetz dar, in
welchem zum einen die Ziele mit CO2-Absenkpfaden flr einzelne Sektoren festgelegt
worden seien und welches zum anderen auch bereits einzelne finanziell wirksame
Massnahmen enthalte. Die UREK-NR-Sprecherin betonte, dass dieser Entwurf im
Gegensatz zum von der Stimmbevolkerung abgelehnten CO2-Gesetz keine Erhdhung
von Abgaben und keine neuen Steuern beinhalte. Anschliessend begriindete Michael
Graber (svp, VS) im Namen seiner Minderheit den Antrag auf Nichteintreten. Erstens
lehne die Minderheit den indirekten Gegenvorschlag aus demokratiepolitischen
Grinden ab: So habe die Stimmbevolkerung vor ziemlich genau einem Jahr die Revision
des CO2-Gesetzes abgelehnt, dessen Ziele mit dem vorliegenden Entwurf quasi
identisch seien; diesen Volkswillen gelte es zu respektieren. Zudem wolle die
Kommission mit dem indirekten Gegenvorschlag das Standemehr umgehen, da dieses
bei einem allfalligen fakultativen Referendum im Gegensatz zur Initiative nicht
notwendig sei. Zweitens sei das vorliegende Gesetz «unredlich», da das Hauptproblem
fur die Klimabilanz der Schweiz, das Bevolkerungswachstum, nicht bertcksichtigt
werde, obwohl «mehr Menschen [...] ganz einfach mehr CO2 [produzierenl». Drittens
sei die Vorlage nicht sinnvoll; in der gegenwaértigen Lage mit dem Krieg in der Ukraine
solle sich die Schweiz lieber darauf konzentrieren, eine Strommangellage zu
verhindern.

Nach diesem Votum &usserten sich die Fraktionen zum Eintreten und erérterten ihre
generelle Haltung zur Vorlage. Die Grine-, die SP-, die GLP-, die Mitte- und die
FDP.Liberale-Fraktion gaben an, auf die Vorlage einzutreten, und lobten diese in weiten
Teilen. So freute sich etwa Kurt Egger (gp, TG) seitens der Griinen-Fraktion, dass das
netto-Null-Ziel, das wichtigste Anliegen der Gletscher-Initiative, Eingang in das Gesetz
gefunden hatte und auch Reduktionsziele fur einzelne Sektoren aufgenommen wurden.
Er begrisste auch das Ziel, die Finanzflisse klimavertraglich auszurichten. Nadine
Masshardt (sp, BE) betonte die Relevanz der beiden «Herzstlicke» der Vorlage, das
Forderprogramm fur den Ersatz fossil und elektrisch betriebener Heizungen und die
Finanzierung neuartiger Prozesse und Technologien. Fir die GLP-Fraktion betonte
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Barbara Schaffner (glp, ZH), dass der indirekte Gegenvorschlag so weit gehen soll, dass
der Ruckzug der Volksinitiative ermdglicht wird, wahrend die Vorlage aber gleichzeitig
auch nicht Uberladen werden soll. Mitglieder der Mitte- und der FDP.Liberalen-
Fraktionen unterstrichen, dass ihre Fraktionen hinter dem Ubereinkommen von Paris
und der Klimaneutralitat bis 2050 stiinden. Die SVP-Fraktion schliesslich sprach sich als
einzige Fraktion gegen Eintreten aus. Christian Imark (svp, SO) wiederholte im Namen
der SVP im Wesentlichen die von Michael Graber vorgebrachten Griinde und kritisierte,
dass es im vorliegenden Gesetz um «Umverteilung, um Bevormundung und um
Verteuerung» gehe.

Nach den Fraktionen ergriff Umweltministerin Simonetta Sommaruga das Wort. Sie
begrisste im Namen des Bundesrates den Entwurf der Kommission flr das neue
Klimarahmengesetz. Dieses passe auch gut zum CO2-Nachfolgegesetz, welches der
Bundesrat derzeit vorbereite. Angesichts des Krieges in der Ukraine sei es noch einmal
drangender geworden, von den fossilen Energietragern unabhangig zu werden. Der
einzige Punkt, den Sommaruga am Entwurf bemaéngelte, war das geplante
Forderprogramm fur die Industrie, welches den Bundeshaushalt wahrend sechs Jahren
jahrlich mit CHF 1.2 Mrd. belasten wirde. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass dies
derzeit finanziell nicht drin liege. An die SVP-Fraktion gerichtet erklarte Sommaruga des
Weiteren, dass uber die eigentlichen Umsetzungsmassnahmen im Rahmen von
etappenweise vorgelegten Revisionen des CO2-Gesetzes entschieden werde. Dadurch
sei bei jeder Revision wieder ein Volksentscheid moglich. Einen Einzelantrag von
Thomas Aeschi (svp, ZG), der forderte, den Entwurf an die Kommission zurlickzuweisen,
um ein ordentliches Vernehmlassungsverfahren zum indirekten Gegenvorschlag
durchzufthren, bevor dieser beraten wird, lehne der Bundesrat ab, so Sommaruga. Die
Exekutive teile diesbezlglich die Ansicht der Mehrheit der Kommission, dass eine
solche Vernehmlassung keine neuen Erkenntnisse bringen wilrde. Anschliessend
stimmte der Nationalrat Uber Eintreten sowie Uber den Einzelantrag Aeschi ab.
Eintreten wurde mit 135 zu 52 Stimmen bei 3 Enthaltungen beschlossen. Der Antrag
Aeschi wurde mit einem ahnlichen Stimmenverhaltnis abgelehnt. Die beiden Anliegen
fanden ausserhalb der SVP-Fraktion keine Zustimmung.

Danach wurden in einem ersten Debatten-Block die Artikel zu den Zielen des Gesetzes
diskutiert. Dabei galt es einige Antrage von links-griin und von der SVP zu beraten. Eine
Minderheit um Delphine Klopfenstein Broggini (gp. GE) forderte beispielsweise, dass die
Schweiz bereits 2040 und nicht erst 2050 klimaneutral werden solle. Eine Minderheit
Graber hingegen wollte die Verminderungsziele fur die einzelnen Sektoren streichen.
Diese Ziele kamen einer Planwirtschaft gleich, welche Innovation verhindere und das
Wirtschaftswachstum bremse, argumentierte Graber. Der Nationalrat lehnte alle
Minderheitenantréage ab.

In einem zweiten Block wurden die Massnahmen zur Umsetzung der Ziele beraten. In
diesem zweiten Block brachten allen voran Personen aus der SVP-Fraktion Antréage vor;
beispielsweise sollte das Ziel der klimavertraglichen Ausrichtung der Finanzflisse
gestrichen werden. Auch das Sonderprogramm zum Ersatz von Heizungsanlagen wollte
eine Minderheit Rosti (svp, BE) aus dem Gesetz entfernen. Dieses binde lediglich
Gelder, die besser fur die Stromproduktion genttzt wirden, argumentierte Rosti.
Bundesratin Sommaruga ausserte sich im Rahmen des zweiten Blocks vor allem zur
geplanten Forderung von neuartigen Technologien und zur Absicherung von Risiken fur
offentliche Infrastrukturen. Sie beantragte, die entsprechenden Artikel zu streichen
und diese besser in die geplante Revision des CO2-Gesetzes aufzunehmen.

In den abschliessenden Abstimmungen folgte der Nationalrat fast Gberall dem Weg, den
die vorberatende UREK-NR vorgespurt hatte. Er stimmte lediglich einer kleineren
Anderung zu, wonach die Gemeinden, anders als die Kantone und der Bund, in Bezug
auf die Erreichung der Klimaneutralitdt und in Bezug auf die Anpassung an die
Auswirkungen des Klimawandels keine Vorbildfunktion fur Private und die Wirtschaft
Ubernehmen mussen. Diese Vorbildfunktion besteht darin, dass die Bundesverwaltung
bis zum Jahr 2040 mindestens klimaneutral sein muss; die Kantone mussen dieses Ziel
lediglich anstreben.

In der Gesamtabstimmung votierte der Nationalrat mit 122 zu 72 Stimmen flur Annahme
des Entwurfs. Die Gegenstimmen stammten aus den Reihen der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion sowie von einigen Mitgliedern der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktionen. "
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Der St nderat befasste sich in der Herbstsession 2022 als Zweitrat mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative. Zu Beginn der intensiven Debatte berichtete
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) im Namen der vorberatenden UREK-SR, dass diese
vorschlage, den Ausbau der Photovoltaik sowohl auf freien Flachen als auch auf
Gebauden zu beschleunigen. Die Kommission wolle daher einzelne Artikel des
vorliegenden indirekten Gegenvorschlags abspalten und diese in Form eines dringlichen
Bundesgesetzes mit dem Titel «Bundesgesetz Uber dringliche Massnahmen zur
kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter» behandeln.
Dies erlaube es, die Forderung der Photovoltaik mit der gebotenen Eile anzugehen. Der
Gegenvorschlag beinhaltete somit das «Bundesgesetz Uber die Ziele im Klimaschutz»
sowie die zwei dazu gehorigen Finanzierungsvorlagen - die Bundesbeschlisse 2 und 3;
nicht aber das neue dringliche Bundesgesetz. Die Mehrheit der UREK-SR beantragte in
der Folge beim indirekten Gegenvorschlag kaum Abweichungen von der
nationalratlichen Linie, hingegen lagen verschiedene Minderheitsantréage vor.

Knapp wurde es zum Beispiel bei den Bestimmungen zur F rderung von neuartigen
Technologien und Prozessen. Eine Minderheit Stark (svp, TG) beantragte, diese
Massnahmen zur Technologieférderung sowie zum Heizungsersatz im Rahmen des CO2-
Gesetzes zu regeln und als Konsequenz aus dem Gegenvorschlag zu streichen und
infolgedessen auch nicht auf die Bundesbeschlisse 2 und 3 einzutreten. Stark
kritisierte, dass im Gesetzesentwurf nicht nur auf die Ziele des Klimaschutzes fokussiert
werde, sondern auch bereits konkrete Umsetzungsmassnahmen festgehalten wirden.
Diese Massnahmen gehdrten jedoch ins CO2-Gesetz, alles andere sei «falsch -
staatspolitisch, rechtstechnisch, sachlich», monierte Stark. Dieser Antrag wurde mit 24
zu 21 Stimmen abgelehnt. Er erhielt Unterstiutzung aus den Reihen der SVP-, der Mitte-
und der FDP.Liberalen-Fraktion.

Beim Programm zum Ersatz der fossilen Heizsysteme und der elektrischen
Widerstandsheizungen erganzte der Standerat die Vorlage um eine Bestimmung zur
Forderung der Energieeffizienz und stimmte der vom Nationalrat beschlossenen
Kredithdhe von CHF 200 Mio. pro Jahr (fir 10 Jahre) auf Antrag der Minderheit
Reichmuth (mitte, SZ) zu. Die Kommissionsmehrheit hatte den Kredit auf CHF 100 Mio.
pro Jahr senken wollen. Damian Mdller (fdp, LU) hatte den Mehrheitsantrag damit
begriindet, dass es angesichts des Fachkraftemangels und der Lieferschwierigkeiten bei
manchen Bauteilen nicht realistisch sei, pro Jahr mehr als CHF 100 Mio. flir diese
Arbeiten ausgeben zu kénnen.

Der Standerat schuf schliesslich im indirekten Gegenvorschlag noch einige kleinere
Differenzen zum Nationalrat, beispielsweise bei den Berg- und Randgebieten; diese
sollen nach dem Willen der kleinen Kammer stets zuséatzlich in ihren Massnahmen
unterstitzt werden, sofern eine besondere Ausgangslage bestehe.

Den meist diskutierten Aspekt stellte sodann der Ausbau der Photovoltaik in Form des
erwahnten abgespaltenen dringlichen Bundesgesetzes dar. Dabei ging es insgesamt um
drei verschiedene Punkte, die vor der Abstimmung (iber die Uberfilhrung in ein eigenes
Gesetz bereinigt werden mussten.

Der erste Punkt betraf die generelle Pflicht, auf Dachern oder Fassaden von Neubauten
zukunftig eine Solaranlage zu erstellen. Kommissionssprecherin Baume-Schneider
flhrte aus, dass der Ausbau der Photovoltaik bei Neubauten bisher eher schleppend
vorangehe; dieser musse aber vorangebracht werden, wenn man den Ausbau der
Photovoltaik als umfassendes Konzept verstehe. Die daher geforderte neue Pflicht
wurde von einer starken Minderheit Fassler (mitte, Al) bekdmpft: Féssler argumentierte,
dass mit dieser Bestimmung sowohl die Eigentumsgarantie nach Artikel 26 BV als auch
die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich der
Energieversorgung in Frage gestellt wirden. Es sei daher angebracht, diese Fragen im
Rahmen des Mantelerlasses zum Energiegesetz zu behandeln. Roberto Zanetti (sp, SO)
entgegnete, dass man als Bauherr ohnehin in seinen Eigentumsrechten eingeschrankt
sei: «Ob das uUber ein kommunales Baureglement, Uber Bundesgesetze oder Uber ein
kantonales Gesetz geschieht, ist, wie gesagt, fir mich als Grundeigentiimer piepegal.»
Anschliessend sprachen sich 25 Mitglieder des Standerates fir diese Bestimmungen
aus, 19 waren dagegen. Bei Letzteren handelte es sich um Mitglieder der SVP-, der
FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion.

Der zweite Punkt, der vor der Uberfiihrung bereinigt werden musste, war unumstritten:
Der Standerat nahm eine Bestimmung, in welcher die bestmdgliche Nutzung der
Sonnenenergie auf den daflur geeigneten Infrastrukturoberflaichen des Bundes
vorgeschrieben wurde, stillschweigend an.

Der dritte Punkt umfasste die Bestimmungen zur Férderung von Photovoltaik-
Grossanlagen und wurde wiederum ausgiebig diskutiert. Hier beantragte die
Kommissionsmehrheit, dass Photovoltaik-Grossanlagen, die jahrlich mindestens 20
Gigawattstunden Strom produzieren, wovon mindestens 45 Prozent im Winterhalbjahr
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anfallen mulssen, von einer besonderen Foérderung profitieren sollen, bis schweizweit
mit solchen Anlagen 2 Terawattstunden Strom produziert wirden. Diese besondere
Forderung soll unter anderem Bestimmungen umfassen, wonach flur diese Anlagen
keine Planungspflicht und keine UVP-Pflicht gelten sollen, da das Interesse an ihrer
Realisierung den anderen nationalen und kantonalen Interessen vorgehe. Zudem sollen
diejenigen Photovoltaik-Grossanlagen, die bis Ende 2025 zumindest teilweise an das
Stromnetz angebunden sind, seitens des Bundes eine Einmalvergttung von 50 bis 60
Prozent der Investitionskosten erhalten.

Pirmin Bischof (mitte, SO) sprach von einem mutigen, aber notwendigen Schritt, diese
«Alpen-Solaranlagen» unter Umgehung der Ublichen Verfahrensvorschriften zu
bewilligen. Zu diesen Vorschlagen der Kommissionsmehrheit lagen drei Einzelantrage
vor. Ein Antrag Wirth (mitte, SG) verlangte, dass diese Anlagen lediglich 10 anstatt 20
Gigawattstunden erbringen mussen. Ansonsten kdnnten fast keine solchen Anlagen
realisiert werden, argumentierte er. Die grosse Mehrheit des Rates (43 zu 1 Stimmen)
kam diesem Begehren Wirths nach. Heidi Z'graggen (mitte, UR), Prasidentin der ENHK,
forderte, dass solche Anlagen in Mooren und Moorlandschaften von besonderer
Schoénheit und gesamtschweizerischer Bedeutung verboten sowie in Landschaften,
Naturdenkmalern und Biotopen von nationaler Bedeutung nur beschrankt moglich sein
sollen. Zudem mussten die Anlagen nach der Ausserbetriebnahme ersatzlos
zuruckgebaut und die Gebiete wieder in ihren Zustand vor dem Ausbau zurlckversetzt
werden. Zwar stimmte der Stédnderat dem Verbot in Mooren und Moorlandschaften
sowie der Pflicht zu einem ersatzlosen Ruckbau der Solaranlagen und der
Wiederherstellung der Ausgangslage einstimmig oder deutlich zu, lehnte aber eine
Einschrankung in Landschaften, Naturdenkmalern und Biotopen von nationaler
Bedeutung mit 24 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Ein Antrag Hegglin (mitte, ZG)
verlangte schliesslich, dass die Einmalvergitung nicht einfach als 50 bis 60 Prozent der
Investitionskosten definiert wird, sondern dass sich diese auch an der
Wirtschaftlichkeit der Investition orientieren soll. Hegglin wollte damit verhindern, dass
der Bund die Schuldenbremse nicht mehr einhalten kann, sein Antrag scheiterte jedoch
mit 31zu 12 Stimmen.

Nachdem diese Vorbedingungen geklart waren, Uberfuhrte der Stéanderat diese
Bestimmungen zur Photovoltaik einstimmig in ein eigenes Bundesgesetz.

In den Gesamtabstimmungen nahm der Stadnderat alle vier einzelnen Entwirfe an: Am
meisten Unterstltzung genoss der neue Entwurf des Bundesgesetzes Uber dringliche
Massnahmen zur kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter
(Photovoltaik-Anlagen), welcher bei 4 Enthaltungen ohne Gegenstimmen angenommen
wurde. Das Bundesgesetz Uber die Ziele im Klimaschutz wurde von 4 Mitgliedern der
SVP-Fraktion abgelehnt, 2 enthielten sich der Stimme, wahrend die restlichen
Standeratinnen und Standeraten dem Entwurf zustimmten. Der Bundesbeschluss Uber
die Finanzierung der Foérderung von neuartigen Technologien und Prozessen und der
Bundesbeschluss Uber die Finanzierung des Sonderprogrammes zum Ersatz von
Heizungsanlagen wurden mit dhnlichen Stimmenverhéltnissen angenommen (33 zu 9
Stimmen bei 2 Enthaltungen und 32 zu 9 bei 4 Enthaltungen), wobei jeweils einzelne
Mitglieder der SVP-, der FDP- sowie der Mitte-Fraktionen gegen die Beschlisse
stimmten. Somit nahm der Standerat alle drei EntwUrfe des indirekten Gegenvorschlags
an. "

Nach dem Sténderat befasste sich auch der Nationalrat in der Herbstsession 2022
noch einmal ausflihrlich mit dem Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative. Zuerst
behandelte die grosse Kammer einen Ordnungsantrag von Michael Graber (svp, VS) auf
Abtraktandierung des indirekten Gegenvorschlags zur Gletscher-Initiative. Graber
fhrte aus, dass sein Antrag nur die Entwulrfe 1 bis 3 betreffe, den Entwurf 4 zum
Ausbau der Photovoltaik zur sicheren Stromversorgung im Winter tangiere er nicht. Der
SVP-Nationalrat kritisierte, dass ein falsches Signal an die Bevdlkerung ausgesendet
werde, wenn diese zum Stromsparen aufgerufen werde und gleichzeitig ein Gesetz
beschlossen werde, durch welches aufgrund der angestrebten Dekarbonisierung
wiederum mehr Strom benétigt werde. Der Antrag wurde jedoch mit 131 zu 51 Stimmen
(bei 7 Enthaltungen) abgelehnt; einzig die SVP-Fraktion stimmte ihm geschlossen zu.

Einen Tag nach der Ablehnung des Ordnungsantrags Graber machte sich der Nationalrat
an die Differenzbereinigung der Entwirfe 1 und 3, wéhrend Entwurf 2 betreffend die
Férderung von neuartigen Technologien und Prozessen schon fur die
Schlussabstimmung bereit war und Entwurf 4, der den Ausbau der Photovoltaik betraf
und neu dazu gekommen war, erst noch durch die Kommission vorberaten werden
musste. Mike Egger (svp, SG) vertrat in der Detailberatung die Minderheit Rosti (svp, BE),
welche die Streichung des Sonderprogramms zum Ersatz von Heizungsanlagen sowie
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von dessen Finanzierung forderte. Egger war der Ansicht, dass das Parlament durch den
geplanten Ersatz der fossilen Heizungen als «Brandbeschleuniger in Bezug auf die
drohende Strommangellage in der Schweiz» agiere. Umweltministerin Sommaruga
entgegnete, dass mit diesem Programm nicht nur der Ersatz von fossilen Heizungen
angestrebt, sondern auch die Energieeffizienz geférdert werde. Mit dem Ersatz aller
alten Elektrowiderstandsheizungen kénnten rund 2 Terawattstunden Strom eingespart
werden. Somit trage diese Vorlage stark zur Versorgungssicherheit in der Schweiz bei,
betonte die Umweltministerin.

Nach zahlreichen Rickfragen seitens der SVP-Fraktion an die Adresse von Sommaruga
wiesen die Kommissionssprechenden Roger Nordmann (sp, VD) und Susanne Vincenz-
Stauffacher (fdp, SG) auf die in der Vorlage noch verbleibenden Differenzen zum
Standerat hin. Die UREK-NR hatte im Vorfeld beantragt, dem Stédnderat in allen Punkten
zu folgen. In der Folge bereinigte der Nationalrat alle Differenzen in den Entwdrfen 1
und 3 im Sinne der Kommission und lehnte somit auch den Antrag Rosti mit 117 zu 67
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) ab. Fir den Minderheitsantrag sprachen sich die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion, die Hélfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie
einige Mitglieder der Mitte-Fraktion aus.

Einige Tage spater befasste sich der Nationalrat sodann mit dem Entwurf 4, wobei ein
Antrag von Thomas Aeschi (svp, ZG) auf Nichteintreten und Rickweisung der Vorlage an
die Kommission zur Durchflihrung einer Vernehmlassung vorlag. Susanne Vincenz-
Stauffacher legte dem Plenum die Ausgangslage aus Sicht der Kommissionsmehrheit
dar: Die kleine Kammer habe mit diesem Erlass ein «klares und unmissverstandliches
Zeichen fur eine sehr rasche Umsetzung von Projekten im Solarbereich gesetzt». Die
Mehrheit der Kommission unterstitze dieses Vorgehen, sehe aber beim Natur- und
Umweltschutz sowie bei der Solarpflicht fir Neubauten noch Anpassungsbedarf. Zudem
habe die UREK-NR den Erlass um das Wasserkraftprojekt Grimsel ergénzt. In der Folge
beriet der Nationalrat verschiedene Aspekte der Vorlage im Detail.

Bei den Neubauten schlug die Kommissionsmehrheit vor, die Pflicht zum Bau einer
Solaranlage auf grossere Bauten ab 300 Quadratmeter Gebaudegrundflache
einzuschréanken. Minderheiten wollten diese Untergrenze von 300 Quadratmetern
reduzieren (Bastien Girod (gp, ZH) und Kurt Egger (gp, TG)), streichen (Mike Egger) oder
vorschreiben, dass 45 Prozent des Stroms im Winterhalbjahr produziert werden musse
(Michael Graber) oder dass steuerliche Anreize die Solaranlagenpflicht ersetzen sollten
(Thomas Aeschi).

Die Solaranlagen auf den |Infrastrukturflichen des Bundes wollte die
Kommissionsmehrheit bis 2030 ausgerustet haben, wahrend eine Minderheit Graber -
wie der Stéanderat - dem Bund hier keine zeitlichen Vorgaben machen wollte.

Den grossten Brocken stellten sodann die Solargrossanlagen in den alpinen Gebieten
dar. Hierbei hatte die Kommission gewichtige Anderungen am Beschluss des
Standerates vorgeschlagen: So wollte die UREK-NR beispielsweise die Pflicht zu einer
UVP im Gesetz belassen und den Bau solcher Anlagen in Mooren, Moorlandschaften und
in Biotopen von nationaler Bedeutung sowie in Wasser- und Zugvogelreservaten
verbieten. Kommissionssprecherin Vincenz-Stauffacher erorterte zudem weitere
Anpassungen, welche die UREK-NR bei Entwurf 4 vorgenommen hatte; diese betrafen
unter anderem die Mindestproduktionsmenge der Anlagen sowie die Pflicht zur
Einreichung einer Wirtschaftlichkeitsrechnung durch die Anlagebetreiber. Auch zu
diesen Punkten lagen einige Minderheitsantrage von linker und rechter Ratsseite vor.
Schliesslich hatte die Kommission den Entwurf des Standerates noch um einen Artikel
erganzt, welcher analog zu den Photovoltaikanlagen eine vereinfachte Vorgehensweise
bei der Erweiterung von Speicherwasserkraftwerken vorschlug, wobei das Projekt
Grimsel explizit Aufnahme in den Gesetzesentwurf gefunden hatte.

Nachdem die einzelnen Minderheitsantrage begrindet worden waren und Thomas
Aeschi seinen Nichteintretensantrag aufgrund der Dringlichkeit, fur den Winter
genutgend Strom zu produzieren, zurtickgezogen hatte, folgten die Voten der einzelnen
Fraktionen. Dabei zeigte sich, dass die meisten Fraktionen den Entwurf
grossmehrheitlich unterstitzten, doch auch alle Fraktionen mit dem einen oder
anderen Punkt nicht einverstanden waren. Dennoch setzte sich die Mehrheit der
Kommission in allen Punkten durch und der Nationalrat nahm den Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 149 zu 17 Stimmen (bei 26 Enthaltungen) an. Die ablehnenden
Stimmen stammten dabei Uberwiegend von der SVP-Fraktion, die Enthaltungen von den
Grinen. ®
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In den letzten Tagen der Herbstsession 2022 konnten die Réte die Differenzen im
indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative ausr umen und die Beratung dazu
somit abschliessen.

Der St nderat bereinigte die Vorlage, indem er alle vom Nationalrat vorgenommenen
Anderungen am Entwurf 4 zum Ausbau der Photovoltaik und zum Wasserkraftwerk
Grimsel stillschweigend guthiess. Gemass Kommissionssprecherin Elisabeth Baume-
Schneider (sp, JU) habe die UREK-SR zwar in Erwagung gezogen, noch Anderungen
anzubringen. Da sie die Beratung aber noch in der Herbstsession abschliessen wollte,
habe sie sich dagegen entschieden. Baume-Schneider erlauterte, dass der Nationalrat
im Vergleich zu seinen friheren Entscheiden wieder starker auf die
Interessenabwagung zwischen Energieproduktion und Naturschutz gesetzt habe und
der Entwurf nun in Bezug auf die Einhaltung der Verfassung ausgewogener sei.
Bundesratin Simonetta Sommaruga lobte die Rate daflir, dass diese das vorliegende
Gesetz in so rascher Zeit und in guter Zusammenarbeit erschaffen hatten. Es werde -
zusammen mit dem Mantelerlass - einen Beitrag dazu leisten, dass die Schweiz beim
Ausbau der erneuerbaren Energien vorwartskommt.

An den beiden darauffolgenden Tagen stimmten die beiden Rate der
Dringlichkeitsklausel zu.

Am Tag der Schlussabstimmungen musste sich der Nationalrat noch mit einem
Ordnungsantrag von Michael Graber (svp, VS) auf Rickweisung an die
Redaktionskommission befassen. Dieser beméngelte, dass die Redaktionskommission in
Absprache mit den UREK-Prasidien beschlossen hatte, den urspringlichen Titel des nun
beschlossenen Gesetzes zu ergénzen. Dieses sollte gemass Redaktionskommission von
«Bundesgesetz Uber die Ziele im Klimaschutz» zu «Bundesgesetz Uber die Ziele im
Klimaschutz, die Innovation und die Starkung der Energiesicherheit» geandert werden.
Marco Romano (mitte, Tl) erlduterte daraufhin im Namen der Redaktionskommission,
dass am Titel eines Gesetzes ersichtlich sein sollte, worum es darin geht. Daher habe
die Redaktionskommission entschieden, den Titel zu ergénzen. Anschliessend wurde
der Ordnungsantrag von Michael Graber mit 143 zu 50 Stimmen abgelehnt; lediglich die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion votierte fir den Antrag.

Am letzten Tag der Herbstsession 2022 standen in den beiden Réaten die
Schlussabstimmungen an. Im Nationalrat kindigte Michael Graber im Rahmen der
Fraktionserklarungen an, dass die SVP das Referendum gegen die Vorlage ergreifen
werde.

Anschliessend nahm die grosse Kammer das Bundesgesetz Uber die Ziele im
Klimaschutz, die Innovation und die Starkung der Energiesicherheit mit 139 zu 51
Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Die ablehnenden Stimmen stammten von der SVP-
Fraktion sowie von einem Mitglied der FDP.Liberalen-Fraktion. Die Anderung des
Energiegesetzes (Ausbau der Photovoltaik und Wasserkraftprojekt Grimsel) nahm der
Nationalrat mit 147 zu 23 bei 22 Enthaltungen an. Wahrend die meisten der
ablehnenden Stimmen aus den Reihen der SVP-Fraktion stammten, ging die Mehrheit
der Enthaltungen auf das Konto der Griinen-Fraktion. ™

Am 19. Januar 2023 und damit fristgerecht reichten Parlamentarier und
Parlamentarierinnen der SVP ihre Unterschriften flir das Referendum gegen das
Bundesgesetz ber die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die St rkung der
Energiesicherheit und damit gegen den indirekten Gegenvorschlag zur
Gletscherinitiaitve ein. Die Bundeskanzlei gab einige Tage danach bekannt, dass 103'015
gultige Unterschriften zusammengekommen waren. Damit wird die Stimmbevolkerung
lber das neu geschaffene Gesetz entscheiden. ™

Am 18. Juni 2023 gelangte der indirekte Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative, der
mittlerweile unter dem Titel Bundesgesetz ber die Ziele im Klimaschutz, die
Innovation und die St rkung der Energiesicherheit (KIG) lief und meist als
«Klimagesetz» bezeichnet wurde, zur Abstimmung. Die Vorlage umfasste Fordergelder
fur den Ersatz von fossilen Heizungen und fur innovative Technologien sowie Ziele und
Richtwerte fur die Treibhausgasreduktion, etwa in Form von Reduktionszielen fir die
einzelnen Sektoren Verkehr, Industrie und Gebaude. Das grundlegende Ziel der Vorlage
lag in der Erreichung von Netto Null bis 2050. Die einzelnen dafliir notwendigen
Massnahmen sollten jedoch erst im Rahmen der Weiterentwicklung des CO2-Gesetzes
festgelegt werden.

Gegen dieses neue Gesetz hatte die SVP erfolgreich das Referendum ergriffen. Sie
wurde dabei vom HEV und kleineren rechts-konservativen Parteien unterstltzt. Die
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Gegnerschaft kritisierte, dass die Umsetzung des Gesetzes zwangslaufig zu einem
Verbot von Ol, Gas, Diesel und Benzin fiihren werde. Infolgedessen wiirden der
Strombedarf und die entsprechenden Kosten massiv steigen. Der erhéhte Strombedarf
werde wiederum dazu fihren, dass die Landschaft mit Windkraftanlagen und
Solarpanels zerstort werde und trotzdem koénne es gerade im Winter zu einer
Strommangellage kommen.

Die Bef rworterinnen und Bef rworter des Klimagesetzes bestanden aus den Parteien
Grine, SP, GLP, Mitte, EVP sowie FDP.Liberale. Dazu gesellten sich noch zahlreiche
Organisationen und Verbande, wie etwa Swissmem, der Schweizer Tourismus-Verband
oder auch die Bankiervereinigung. Auch die Kantone, in Form der KdK, unterstitzten
das Gesetz. Koordiniert wurden die verschiedenen Akteurinnen und Akteure durch den
eigens fur den Abstimmungskampf gegrindeten «Verein Klimaschutz», welcher laut
eigenen Angaben Uber ein Budget von rund CHF 4 Mio verfligte. Das Komitee der
BeflUrwortenden argumentierte, dass die Vorlage den Klimaschutz stérke, wichtige
Anreize fir die Abkehr von Ol und Gas setze und damit auch die Abhéangigkeit der
Schweiz von ausléandischen Energielieferanten verringere. Die Bevolkerung und die
Schweizer Wirtschaft wirden finanziell entlastet, respektive bei der Entwicklung von
klimafreundlichen Technologien unterstutzt. Die Umsetzung des Gesetzes geschehe -
entgegen der Einschatzung der Gegnerschaft - ohne Verbote oder neue Abgaben.

In den Medien gab besonders die Position des HEV Schweiz zu reden. Dieser hatte die
Nein-Parole beschlossen, mehrere kantonale Sektionen sprachen sich jedoch fir ein Ja
oder fur Stimmfreigabe aus. Aufgrund der Kampagne des HEV, die sich optisch und
inhaltlich an der Kampagne der SVP ausrichtete, gab der damalige Stdnderat Ruedi
Noser (fdp, ZH) gar seinen Austritt aus dem HEV bekannt und kritisierte, dass der HEV
von der SVP Ubernommen worden sei. In den Medien meldeten sich auch die beiden
Klimawissenschaftler Thomas Stocker und Reto Knutti zu Wort. Wahrend sich Stocker
Uber die grelle Kampagne der SVP, welche lediglich Angste schiire, und lber einen vom
Komitee «Rettung Werkplatz Schweiz» an fast alle Schweizer Haushalte versendeten
Flyer enervierte - letzterer sei «unertraglich» und voller Unwahrheiten - monierte
Knutti, dass lediglich Uber die zu beflirchtenden Kosten und den Strom gesprochen
werde und nicht Uber den Nutzen, der in der Erhaltung unserer Lebensgrundlagen
liege.

Wie die APS- Zeitungs- und Inserateanalyse, welche im Vorfeld der Abstimmung
durchgefuhrt wurde, zeigte, wurde die Abstimmungsvorlage Uberdurchschnittlich stark
mit Inseraten beworben. Gut zwei Drittel der Inserate stammten dabei aus dem Lager
der Beflrwortenden, ein Drittel von den Gegnerinnen und Gegnern. Dieses Verhéltnis
deckte sich in etwa mit demjenigen zur Abstimmung tGber das CO2-Gesetz in 2021. Dem
Anfang Juni 2023 publizierten Zwischenbericht des F g konnte entnommen werden,
dass das Klimagesetz in den Medien starke Beachtung fand und Uberwiegend positiv
dariber berichtet wurde. Interessanterweise I6sten nicht nur die offiziellen
Kampagnen-Starts von Beflurwortenden und Gegnerschaft, sondern auch die
Turbulenzen um die Position des HEV einen Peak in der Medienberichterstattung aus.

In den Vorumfragen fand das Klimagesetz eine hohe, aber Uber die Zeit abnehmende
Zustimmung. So zeigte etwa die Anfang Juni 2023 verdffentlichte dritte Umfragewelle
von 20 Minuten/Tamedia, dass 56 Prozent der Befragten dem Gesetz zustimmen
wollten («Ja» oder «Eher Ja»). Der Tages-Anzeiger griff aus dieser Vorumfrage die
Stimmungslage  der  Anhéangerinnen  und  Anhénger der FDP  heraus.
Bemerkenswerterweise beabsichtigten diese grossmehrheitlich, die Vorlage
abzulehnen, obwohl die Partei offiziell die Ja-Parole beschlossen hatte.

Das Abstimmungsresultat vom 18. Juni fiel dann jedoch deutlicher aus, als es die
Vorumfragen prophezeit hatten. Bei einer Stimmbeteiligung von 42.5 Prozent stimmten
fast 60 Prozent der Stimmenden fur das neue Klimagesetz.

Abstimmung vom 18. Juni 2023

Beteiligung: 42.54%
-Ja: (569.1%)
-Nein: (40.9%)

Parolen:
-Ja: EVP, FDP (1*), GLP, GPS, Mitte, PdA, SP; SBV, SGB, VPOD
-Nein: EDU, Lega, SVP; HEV (4)
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-Stimmfreigabe: SD
* in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Vox-Analyse brachte zu Tage, dass die Parteizugehorigkeit respektive -sympathie
ausschlaggebend war flr das Stimmverhalten. So sprachen sich lediglich Personen, die
sich als rechtsaussen bezeichneten und/oder sich der SVP zugehorig fuhlten,
mehrheitlich gegen das Klimagesetz aus. Anders als bei der Abstimmung im Jahr 2021
votierten die Sympathisantinnen und Sympathisanten der Mitte und der FDP nun
mehrheitlich fur das Klimagesetz (64% respektive 66%). Das Geschlecht war ebenfalls
ein wichtiger Faktor beim Abstimmungsverhalten: Frauen legten haufiger ein Ja in die
Urne als Ménner (63% respektive 55% Ja-Anteil). Zudem sprachen auch ein hoher
Bildungsgrad sowie ein hohes Salér tendenziell fur eine Zustimmung zum Klimagesetz.
Bei den Motiven fur oder gegen das Gesetz wurden insbesondere das Thema
«Umweltschutz» und «Kostenfolgen» genannt. Wahrend sich die Beflrwortenden also
vor allem einen Ausbau des Umweltschutzes erhofften, kritisierten die Gegnerinnen
und Gegner der Vorlage die Kosten, die mit der Umsetzung des Gesetzes einhergehen.
Die Medien ergéanzten, dass wohl auch die Unverbindlichkeit der Vorlage - sie bestand
bekannterweise mehrheitlich aus Zielen sowie Fordergeldern und nicht aus neuen
Abgaben - zum klaren Ja gefuhrt hatte. Zudem wurde an jenem Sonntag, im Gegensatz
zur Abstimmung Uber das CO2-Gesetz von 2021, nicht noch Uber weitere
umweltpolitische Anliegen abgestimmt, welche die landliche Bevolkerung vermehrt an
die Urne gelockt hatte und fir mehr Nein-Stimmen héatte sorgen kénnen. Bei der Frage
nach dem « Wie weiter¢» waren sich die Medien einig, dass die grosse Arbeit jetzt erst
anfange. Diese bestehe darin, rasch viel Strom zu produzieren. Die politischen Akteure
waren sich jedoch uneinig, wie dies am Besten geschehen solle. Zum einen befand sich
der sogenannte Mantelerlass zur Zeit der Abstimmung Uber das Klimagesetz auf der
Zielgeraden. Er soll die Erzeugung von Solar- und Windenergie sowie der Wasserkraft
stark vorantreiben. Zum anderen wurde bereits im August 2022 mit der
Unterschriftensammlung fur die Initiative «Jederzeit Strom fir alle (Blackout stoppen)»
gestartet, welche sich mehr oder weniger explizit fir den Bau neuer Atomkraftwerke
ausspricht. '
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